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Sp 831/93/Dr. M/RM 
Dr. Mayr 
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Tel 501 CfJ/ 4286 
Fax W2 00/ 3 5 8 8 

09. 11. 93 

Betreff 
Entwurf einer 5f. ASVG-Novelle 

Der Entwurf verfolgt das Ziel, durch eine Reihe von Maß­

nahmen die Stru�tur der Sozialversicherung umfassend zu refor­

mieren. Dazu gepören insbesondere die Straffung der Organisati­

on durch eine sltarke Verringerung der Zahl der Versicherungs­

vertreter, die ptärkung der Versichertennähe und die Neuorgani­

sation des HauPltverbandes. 

, 
Mit all di�sen Zielen kaum sich die Bundeswirtschaftskammer 

i 
grundsätzlich e�nverstanden erklären, es muß allerdings schon 

einleitend daraiuf hingewiesen werden, daß einzelne vorgeschlagene 

Maßnahmen dieseip Zielsetzungen nicht nur nicht gerecht werden, 

sondern in klarjem Widerspruch zu ihnen stehen. So ist es mi t dem 
! 

Grundsatz der �ersichertennähe unvereinbar, die Landesstellen der 
I 

Versi cherungstI1äger gegenüber dem gel tenden Recht entscheidend zu 
schwächen, inder im Gesetz selbst nur eine Wahrungsbestimmung 
enthal ten ist, laber weder Landesstellenausschüsse noch Stell ver­
treter des vorsrtzenden, noch eine unmittelbare Wahl des Vorsit­
zenden durch dile Mitglieder der Landesstelle vorgesehen werden. 
Eine sol ehe Neu'regel ung würde auch gegen di e Grundsätze des För­
deralismus und der Subsidiarität verstoßen. 

DVA Wiedner Hauptstraße 63 
A-i045 Wien 

Tl'ex 111871 BUKA 

I 

Telegrammadresse 
BUWIKA 

Creditanstalt -Bankverein 
Konto Nr. 0020-95032/00 
BLZ 11000 

• j!l)430iO 

25/SN-351/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 3 von 16

www.parlament.gv.at



- 2 -

Wir sehen auch keinen Anlaß, bewährte Einrichtungen der So­

zia1versicherungsträger wie Pensions- , Renten- und Rehabilitati­
onsausschüsse im Gesetz nicht mehr vorzusehen, zuma1 sie ja nicht 

abgeschafft, sondern in Zukunft nur vom Vorstand eingesetzt wer­

den sollen. Soll sich aber de facto am tatsächlichen Zustand 

nichts ändern, so würde die Nichterwähnung im Gesetz nur bewir­

ken, daß den entsendungsberechigten Interessenvertretungen das 

wichtige Recht, die Vertreter dieser Ausschüsse unmittelbar zu 
entsenden, aberkannt wird. Damit können wir uns keinesfalls ein­

verstanden erklären. 

Was die Zusammensetzung der Organe der Sozial versicherungs­

träger aus Vertretern der Dienstgeber und Dienstnehmer anlangt, 

hält der Entwurf leider an den bisherigen Relationen fest. Wir 

weisen aber nachdrücklich darauf hin, daß in der Krankenversiche­

rung die Dienstgeber die Hälfte des Beitrags bezahlen, trotzdem 

nur ein Fünftel der Mitglieder in den geschäftsführenden Organen 

stellen, in der Pensionsversicherung mehr als 50 % des Beitrags 

leisten und nur mit einem Drittel in diesen Organen vertreten 

sind. Eine Vertretung der Dienstgeber mit 50 % der Stimmen würde 

der Beitragleistung gerecht werden. 

Sollte eine Verstärkung der Anzahl der Dienstgebervertreter 

in den geschäftsführenden Organen nicht möglich sein, so ist umso 

mehr darauf zu achten, daß dem kontrollierenden Organ, in dem die 

Dienstgeber stärker vertreten sind, keine der ihm bisher zukom­

menden Aufgaben weggenommen wird. Bedauerlicherweise sieht dies 

der Entwurf vor. Sollte der Entwurf in dieser Richtung nicht ge­

ändert werden, wäre für die Wirtschaft diese Novelle schon aus 
diesem Grund unannehmbar. 

Was die Vertretung bisher in den Organen der Sozialversiche­

rung nicht vertretener Gruppen anlangt, erscheint uns die vom 

Entwurf vorgesehene Lösung, nämlich die Einrichtung von Beiräten, 

·ß 
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nicht zielführe�d. Einmal steht die Einrichtung von Beiräten mit 

dem Ziel der Re�UZierung von Versicherungsvertretern - mögen die 

Mitglieder der vorgesehenen Beiräte in rein formaler Hinsicht 
auch keine sole e sein - im Widerspruch. Überdies würden solche 

Beiräte nur schrer Einblick in die Arbeit des jeweiligen Versi­

cherungs vertret lers bekommen, sodaß eine Mi tarbei t auf erhebli ehe 

Schwi eri gkei ten: stoßen würde. Anderersei ts würden die einzelnen 

Sozialversicheriungsträger mit zusätzlicher Arbeit und auch mit 

zusätzlichen Kosten belastet werden. Uns erschiene es daher sinn­

voller, die Penlsionisten in die Generalversammlung des jeweiligen 

Trägers einzube!ziehen, damit sie auf diese Weise im höchsten Or­

gan der sozialJersicherung unmittelbar ihre Interessen wahrnehmen 

können. Dies w�rde auch den Intentionen des Regierungsübereinkom­
mens entsprech�n. 

Was ein weiteres Hauptziel des Entwurfs, nämlich die neue 

Aufgabenstellu�g des Hauptverbandes, anlangt, geht der Entwurf zu 

weit. Hier müßtie nach dem Grundsatz der Subsidiarität vorgegangen 

werden. Der Ha4ptverband soll zusätzliche Aufgaben demnach nur 

dort erhal ten, ; wo dies zu Rationalisierungseffekten und Kosten­

vorteilen führ� und die einzelnen Versicherungsträger diese Auf­

gabe sinnvol1e�weise nicht bewältigen können. Es darf aber nicht, 

wie dies der E�twurf vorsieht, nach zentralistischen Grundsätzen 

vorgegangen und dem Hauptverband Kompetenz auch dort eingeräumt 

werden, wo Auf�aben besser und rascher von den einzelnen Versi­

cherungs träger!? erl edi gt werden können. 

I 
I 

Im Sinne �ieser grundsätzlichen Bemerkungen nehmen wir zu 

den einzelnen estimmungen wie folgt Stellung: 

Zu § 31: 

Wenngleich ein einhei tliche Ausrichtung aller Versicherungsträ­
ger in bestimm�en Angelegenheiten richtig erscheint, muß doch den 
einzelnen Instftuten genügend Spielraum für die Abwicklung ihrer 

I 
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spezifischen Aufgaben gewahrt bleiben. Dies ist schon im Sinne 

eines gesunden Wettbewerbes zwischen den Trägern erforderlich. In 

diesem Sinne ist etwa Abs. 3 z. 2 kritisch zu beurteilen, weil 

jegliche Einschränkung dieses Aufgabenbereichs fehlt. Die Ziffer 

kann daher nur dann akzeptiert werden, wenn Abs. 3 und 4 taxativ 

gestal tet und vom Umfang her eingeschränkt werden. 

Im Einlei tungssatz des Absatzes 3 müßte das Wort " insbesondere" 

entfallen. In Z. 1 sollte vor dem Wort " Sozialversicherung" das 
Wort " gesamte" eingefügt werden. In Z. 2 ersuchen wir, das Wort 

Überwachung durch das Wort "Beobachtung" zu ersetzen. Di e Z. 5 

sollte in die Z. 7 aufgenommen werden, weil es sich eben um eine 
gemeinsame Angelegenheit handelt. In Z. 6 müßte klargestellt wer­

den, daß die Öffentlichkeitsarbeit nicht ausschließlich dem 

Hauptverband, sondern auch den einzelnen Trägern zukommt. In 

Z. 13 und 14 sollte es nicht heißen " Fest1egung von Kennzahlen" , 

sondern besser "Ermitt1ung von vergleichbaren Kennzahlen" . Die 

bei den Ziffern könnten zusammengezogen und kürzer gefaßt werden 

und sollten sich auf die Verwaltun� das Leistungswesen und die 

ei genen Ei nri chtungen bezi ehen. 

In Abs. 4 müßte ebenso wie in Abs. 3 das Wort " insbesondere" ent­

fallen. Die Z. 3 ist kaum lesbar und müßte verständlich formu­

liert werden. Z. 4 sollte besser als in der bisherigen Form (Z. 

22) beibehal ten werden. Z. 5 soll te lauten: " Beratung und Koordi-

nation für die Ausstattung . . . . . . . . . . . . " Z. 6 sollte ersatzlos 

gestrichen werden. Diese Kompetenz ist in keiner Weise erforder­

lich, zumal ja bisher Mängel bei der Aus1astung der eigenen Ein­

richtungen nicht aufgetreten sind. Es besteht daher keine Notwen­

digkeit, dem Hauptverband diesbezüglich eine Kompetenz einzuräu­

men. Dies würde nur zu unnötigen Verzögerungen bei der Einweisung 

von Patienten führen und zusätzliche nicht notwendige Kosten ver­

ursachen. Die in Abs. 5 vorgesehene Richtlinie reicht in diesem 

Bereich völlig aus. Bezüglich der Z. 8 sollte keine Änderung ge­

genüber der bisherigen Rechtslage vorgenommen werden. Die Z. 9 

. /5 

25/SN-351/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)6 von 16

www.parlament.gv.at



- 5 -

könnte besser A�fnahme in den Richtlinien finden. 
I 

Die in Abs. 5 a�fgeZählten Richtlinien geben dem Hauptverband 

auch in einer Rtihe von Angelegenheiten Eingriffsmöglichkeiten in 

die Tätigkeit dfr einzelnen Sozialversicherungsträger, die mit 

dem Grundsatz s,lbständiger und eigenverantwortlicher Träger 

nicht mehr verednbar sind. Deren Anzahl gehört daher auf jenes 

Ausmaß reduzier�, das unbedingt erforderlich ist. So wird die in 

Z. 5 erwähnte Rl cht1inie über die Gestaltung der Arbeitsorganisa-
I 

tion abgelehnt, I wei1 die einzelnen Träger die Freiheit haben müs-

sen, die nach i�ren Gegebenheiten kostengünstigste Organisations­

form zu wählen. ;Dies ist zur Erzielung bestmöglicher Ergebnisse 
! 

unbedingt erfor1erlich. Einheitsschemata sind in diesem Bereich 
nicht erforderli ch, sondern eher kontraproduktiv. Auch Z. 8 ist 

entbehrlich, we� l sie die Gefahr in sich birgt, daß den einzelnen 
I Trägern zuwenigiSpielraum für die Öffentlichkeitsarbeit bleibt. 

Wir beantragen auch die Streichung der Z. 15, weil diese Aufgabe 

die einzelnen TJ:äger in Eigenverantwortung erfüllen können. In Z. 

18 sollte das w�rt " gemeinsam" gestrichen werden. In Z. 19 ist 

das Wort "contr�lling(f offensi cht1i ch unri chti g verwendet worden. 

Ein Controllinglim Sinne dieses Wortes ist bei einem Vertrags­

partner wohl nifht möglich. Wir beantragen die Streichung dieser 

Zi ffer. Z. 28 sOll te ebenfalls entfall en, weil si e einen unnöti-
I 

gen Eingriff in Idie Kompetenzen der einzelnen Versicherungsträger 
i 

darstell t. Auch i die Z. 29 muß entfallen, weil die rechtliche Zu-

lässigkeit ja im Gesetz geregelt und die Zweckmäßigkeit von der 

Aufsichtsbehörd+ in jedem Einzelfall zu prüfen ist. Zu Z. JO wäre 

darauf hinzuwei$en, daß Verordnungen der EG innerstaatlichen Ge-
I 

setzen gleichzu4tel1en sind. Die Durchführung von Gesetzen ob­

liegt aber den I uständigen Ministerien. Schließlich wäre auch Z. 

32 ersatzlos zu streichen, weil eine solche Kompetenz eher in den 

Berei ch des Kur osen zu verweisen wäre. 

Gegen Abs. 6 be tehen schwerste Bedenken, weil er eine General­

kompetenz des.H uptverbandes zur Erlaßung weiterer Richtlinien 
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darstellt und damit den einzelnen Trägern jeglicher Gestaltungs­

spielraum genommen werden könnte. Er gehört ersatzlos gestrichen. 

In Abs. 7 sollten auch die Richtlinien gemäß Z. 4 von der Zustim­

mungspflicht ausgenommen werden, weil es sich um interne Ange1e­

genhei ten der Sozi a1 versi cherung handel t. 

In Z. 8 sollte 1it. b wie im geltenden Recht formuliert bleiben, 

um weiterhin eine sparsame Dienstpostenplangesta1tung sicherzu­

stellen. 

In Abs. 10 sollten auch die gesetzlichen beruflichen Interessen­

vertretungen kostenlosen Zugriff zur Dokumentation erhalten. Die 

bisherige Bestimmung über die Kostenmittragung durch das Bundes­

ministerium für Arbeit und Soziales wäre aufrecht zu erhalten. 

Zu § 418: 

Die hier bezüglich der Landesstellen vorgesehene bloße Bestands­

garantie erscheint uns keinesfalls ausreichend. Offensichtlich 

steht mittelfristig die Absicht dahinter, die Landesstellen zur 

Gänze zu beseitigen und alle Träger zentralistisch zu führen. Da­

gegen wenden wir uns mit allem Nachdruck, weil eine solche Abwer­

tung der Landesstellen den Grundsätzen der Versichertennähe, der 

Dezentralisation und des Fördera1ismus eklatant widersprechen 

würde. Wir verlangen daher, daß 

1. die Landesstellen als solche wie bisher im Gesetz selbst ver­

ankert bleiben und nicht nur in Form einer Wahrungsbestimmung; 

2. die Landesstellenausschüsse unmittelbar im Gesetz festge­

schrieben bleiben; 

3. die Mitglieder der Landesstellenausschüsse unmittelbar von den 

Interessenvertretungen bestellt werden; 
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4. zumindest eiJ Stellvertreter 

zu bestellen l ist; 

des Vorsitzenden der Landesstelle 

I 

5. der Vorsitze4de und Vorsitzende-Stellvertreter vom Ausschuß 

aus seiner Mil tte zu wählen sind und 

6. die Aufgaben ;der Landesstellen als Mindestaufgaben im Gesetz 

festgelegt b�eiben und wie bisher von den einzelnen Versiche­

rungs trä gern i erwei tert werden können. 

Nur eine solche Konstruktion sichert den Bestand der Landes­
I 

stellen auf Dau�� 
! 

Zu § 419: 

Da, wie schon e�nleitend ausgeführt, die Renten- , Pension- und 

Rehabilitations4usschüsse sowie die Ausschüsse nach dem Bundes-
I 

pflegegeldgeseti, nicht beseitigt werden sollen, gibt es keinen 

vernünftigen Gr�nd dagegen, sie weiterhin im Gesetz selbst zu 
I 

verankern und aqch dort ihre Zusammensetzung und die Beschlußer-

fordernisse zu jegeln. Ansonsten würde ein wesentliches Mitwir­

kungsrecht der tur Entsendung berufenen Interessenvertretungen 

ohne jeden Grun� beseitigt werden. Auch die Landesstellenaus-
I 

schüsse gehören,; wie vorhin ausgeführt, hier weiterhin verankert. 
i 

Zu § 420: 

Das in Absatz 2 vorgesehene Erfordernis der österreichischen 

Staatsbürgerschaft erscheint im Hinblick auf das bevorstehende 

I nkrafttreten des EWR-Vertrages ni cht mehr hal tbar. 

In Absatz 5 sollten auch die Vorsitzenden-Stellvertreter der Lan-
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desstellen Anspruch auf eine Funktionsgebühr haben. Die bisherige 

Erfahrung hat gezeigt, daß die Stellvertreter laufend in die Ge­

schäftsführung eingebunden sind und daher entsprechende Mitver­

antwortung tragen und Mi tarbei t leisten. 

Etwas problematisch erscheint es uns, die Höhe des Sitzungsgeldes 

nach der Dauer der Sitzung zu staffeln. Wir halten ein einheitli­

ches Si tzungsgeld für zweckmäßi ger. 

Zu § 421: 

Die Bestimmun� wonach die entsendungsberechtigten Stellen die 

Vertreter unter Bedachtnahme auf die Berufsgruppen zu entsenden 

haben, halten wir im Hinblick auf die starke Reduzierung der Ver­

sicherungsvertreter für nicht durchführbar. Wir beantragen eine 

Streichung dieser Bestimmun� Analog dem ASGG sollte eine Alters­

klausel vorsehen, daß bei Beginn der Funktionsperiode das 65. Le­

bensjahr ni cht überschri tten sein darf. 

Im übrigen sollte auch Vorsorge dafür getroffen werden, daß die 

in den entsendungsbechtigten Interessensvertretungen vertretenen 

F raktionen bei der Entsendung der Versicherungsvertreter entspre­

chend berücksichtigt werden. Die Anwendung der Grundsätze des 

Verhältniswahlrechts bei der Entsendung wäre der geeignete Weg, 

di esem Anli egen Rechnung zu tragen. 

Zu § 426: 

Wie bereits einleitend ausgeführt, spiegelt die Zusammensetzung 

der geschäftsführenden Organe in keiner Weise die Tragung der 

Beitragslast wieder. Zumindest müßten daher auch bei den Gebiets­

krankenkassen und Betriebskrankenkassen die Dienstgeber ein Drit­

tel der Vertreter stellen. 
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Zu § 428: 

Im Hinblick auf die Anzahl der Versicherten und der Pensionsbe­

zieher erscheint eine Differenzierung der Zahl der Versicherungs­

vertreter im Vorstand der PV der Arbeiter und der PV der Ange­

stellten vertretbar. Wir schlagen daher vor, bei der PV der Ange­

stellten nur 12 Mitglieder im Vorstand vorzusehen, wie dies auch 

ursprünglich vorgesehen war. Überdies sollte auch bei den kleine­

ren Gebi ets krankenkassen di e Zahl der Mi tgli eder im Vors ta nd 15 

betragen, um auf diese Weise eine angemessene Vertretung der 

Dienstgeber sicherstellen zu können. 

Der alte Paragraph 430 (Landesstellenausschüsse) sollte unverän­

dert übernommen werden. 

Zu § 430 (neu ): 

Die Bestimmung über die doppelte Mehrheit bei der Wahl des Vor­

sitzenden halten wir für entbehrlich, weil der Vorsitzende ja 

nicht die Interessen nur einer Gruppe zu vertreten hat. Es muß 

auch dabei bleiben, daß die Vorsitzenden der Landesstelle vom 

Landesstellenauschuß aus ihrer Mitte zu wählen sind. Auch die Be­

stimmungen über den Vorsitz in den Renten- bz� Pensionsausschüs­

sen sollten bleiben. 

Zu § 433: 

Bezüglich der Landesstellenausschüsse verweisen wir auf das be­

reits zu § 418 Ausgeführte. 

Zu § 434: 

Der Ausdruck " Kontroll versamml ung" erscheint uns ni cht gl ückli ch, 

weil dieser Verwaltungskörper seine Aufgaben ja laufend und nicht 

nur in gelegentlichen Versammlungen zu erfüllen hat. Die Bezeich-
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nung Kontrollkommission, die auch in anderen Institutionen ver­

wendet wi rd, würde der Aufgabenstell ung eher gerecht werden. 

Wir vermi ßen unter den Befugnissen das bisheri ge Recht des Über­

wachungsausschusses, mit 2/3 Mehrheit die Hauptversammlung jeder­

zeit einberufen zu können. Nunmehr ist dieses Recht auf den Fall 

des Absatzes 4 eingeschränkt. Zudem erscheint nicht klar, ob die 

Einberufung der Generalversammlung erst nach Befassung des Vor­

standes oder schon vorher erfolgen kann. Wir verlangen, daß die 

bisheri ge Berechti gung der Kontroll versamml ung beibehal ten wird, 

um jede Schmälerung der Rechte des Kontrollorgans zu verhindern. 

Zu § 435: 

Im Sinne des zu § 434 Ausgeführten darf es auch zu keiner Schmä­

lerung im Bereich der Zustimmungsrechte der Kontrollversammlung 

kommen. In Absatz 1 muß daher die Ziffer 1 wie bisher lauten: 

" Die BeschluBfassung über die dauernde Veranlagung von Vermögens­

beständen, insbesondere bei der Erwerbung, Belastung oder Veräuß­

erung von Liegenschaften. " 

In Ziffer 4 ist die bloße Erwähnung der Dienstpostenpläne eine 

deutliche Schmälerung der Zuständigkeiten gegenüber der bisheri­

gen Rechtslage, sodaß weiterhin auch die dienst-, besoldungs- und 

pensionsrechtlichen Verhältnisse der Bediensteten anzuführen wä­

ren. 

Darüber hinaus verlangen wir, daß die Kontrollversammlung auch 

das Recht erhält, Aufträge an die Innenrevision zu erteilen und 

verbindliche Richtlinien des Hauptverbandes bei den Gerichtshöfen 

des öffentli chen Rechts wegen Gesetzes- und Verfassungswidri gkei t 

zu bekämpfen. 
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Zu § 436: 

Dem leitenden Angestellten und dessen Stellvertretern muß schon 

ex lege das Recht eingeräumt werden, an den Sitzungen der Verwal­

tungskörper teilzunehmen. Unbedingt erforderlich ist dieses Recht 

aber für den Vorstand, die Kontrollversammlung und die Genera1-

versamm1un� Der leitende Angestellte kann ja nicht schlechter 

behandelt werden als der Vertreter des Betriebsrates. 

Die Bestimmung über die Pensionsausschüsse sollte beibehalten 

werden. 

Zu § 438 ff: 

Wie schon eingangs ausgeführt, bekennen wir uns zwar zu einer 

Vertretung der Pensionisten in der Sozialversicherun� halten 

aber die gewählte Form von Beiräten nicht für zweckmäßi� Die 

Mitwirkung in dieser Form ist zu umständlich, bindet zu viel Ar­

beitskapazität bei den einzelnen Versicherungsträgern und führt 

zu unnotwendigen Leerläufen. Wir beantragen daher, die Pensioni­

sten in die Generalversammlung einzubeziehen, wobei die Entsen­

dung nach demokratiepolitischen Grundsätzen, also soweit als mö­

glich unmittelbar durch die in Betracht kommenden Pensionisten­

verbände erfo1 gen soll te. 

Zu § 442 c: 

Die in Absatz 3, erster Satz vorgesehene Entsendigungsrege1ung 

sollte auch dann nicht gelten, wenn der Obmann der AUVA zugleich 

dem Verbandspräsidium angehört. Der zweite Satz wäre demnach um 

den Obmann der AUVA zu ergänzen. 

Es erschiene uns zweckmä8i� für den Verbandsvorstand mehr Viril­

stimmen vorzusehen. Als weitere Virilstimmen sollten der Obmann 

der Sozial versicherungsanstalt der Bauern und der Sozialversiche-
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rungsanstal t der gewerbli chen Wirtschaft angeführt werden. 

Zu § 442 d: 

Wir sehen keine Notwendigkeit, davon abzugehen, daß der Präsident 

des Hauptverbandes weder als Dienstgeber noch als Versicherter 

einem der dem Hauptverband angeschlossenen Versicherungsträger 

angehören muß. Wir hal ten diese Bestimmung im Gegenteil für äuß­

erst sinnvoll, um erforderlichenfalls einen Vorsitzenden bestel­

len zu können, der, weil er eben keiner der beiden Gruppen ange­

hört, besonders objektiv agieren kann. 

Im übrigen ist nicht einzusehen, warum auch dann, wenn der Präsi­

dent der Dienstnehmerkurie angehört, auch der erste Vizepräsident 

dieser Kurie angehören muß. Wie bei allen anderen Versicherungs­

trägern sollte auch im Hauptverband der Stellvertreter jener 

Gruppe angehören, der der Vorsitzende nicht zugehört. Wir bean­

tragen daher, daß der erste Vizepräsident dann, wenn der Präsi­

dent der Gruppe der Dienstnehmer angehört, der Gruppe der Dienst­

geber zu entnehmen ist. 

Im übrigen sollte die Frage, wo die Verbands konferenz jeweils zu­

sammentritt, von der Selbstverwaltung und nicht durch das Gesetz 

ents chi eden werden. 

Zu § 442 h: 

Bezüglich der Kompetenzen gilt das zu § 435 Ausgeführte sinnge­

mäß. Überdies sollte ein Zustimmungsrecht auch in den Fällen des 

§ 31 Abs. 3 Z. 13 (Kennzahlen), Absatz 4 Z. 7 (Schulungszentren) 

und Abs. 5 Z. 9 (Vergabe von Leistungen) 25 (Auslastung der ei ge­

nen Einrichtungen) und 28 (Unterstützungsfonds) vorgesehen wer­

den. 
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Zu Z. 15 Abs. 4: 

Die hier vorgesehene Übergangsbestimmung stellt eine Begünstigung 

jener Versicherungsvertreter dar, die in der neuen Funktionsperi­

ode kein Amt mehr ausüben, für das nach den derzeitigen Vor­

schriften grundsätzlich Anspruch auf eine Pension besteht. Die 

hier vorgesehene Begünstigung kann nur für jene Personen akzep­

tiert werden, die derzeit eine entschädigungsfähige Funktion aus­

üben, die es in Zukunft nicht mehr gibt oder für die in Zukunft 

keine Entschädigung mehr vorgesehen ist. Dies trifft praktisch 

nur auf die Vorsitzenden-Stellvertreter von Landesstellen zu. In 

allen anderen Fällen soll eine Pension nur dann gewährt werden 

können, wenn entweder schon zu Ende dieser Funktionsperiode alle 

Voraussetzungen dafür erfüllt waren oder in der neuen Periode 

wiederum eine Funktion ausgeübt wird, für die eine Entschädigung 

zusteht. Nur bei Ausübung einer derartigen Funktion sollten zu­

sätzliche Anwartschaften erworben werden können. 

Abschließend stellen wir noch den Antra� auch der gesetzli­

chen Interessenvertretung der privaten Krankenanstalten die Mö­

glichkeit einzuräumen, Gesamtverträge mit den Sozialversiche­

rungsträgern abzuschließen. Der derzeitige Zustand, daß nur Ein­

zelverträge abgeschloßen werden können, führt zu unbefriedigenden 

Ergebnissen. Die Möglichkeit, Gesamtverträge abzuschließen, könn­

te z u  einer wünschenswerten Vereinheitlichung in diesem Bereich 

führen. 
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Wunschgemäß werden wir 25 Ausferti gun gen unserer Stell ung­

nahme dem Präsidium des Nationalrates übermitteln. 

BUNDESKAMMER DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT 

Der Präsident: 

Leopold Maderthaner Dr. Günter Stummvoll 
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